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NIEDERSCHRIFT 

ÜBER DIE SITZUNG (1) 

ÖFFENTLICHER TEIL 

AM 4. MAI 2026 UM 19:30 UHR 

IN DER TURNHALLE WOHMBRECHTS 

 

 

Vorsitzender: Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab 

 

Anwesend:  Florian Gsell  

 Heike Kirchmann  

 Alexander Linke  

 Rupert August Membarth  

 Armin Müller  

 Marco Nägele  

 Rebecca Paintner  

 Michaela Prestel-Hölzler  

 Andreas Roth  

 Manfred Scheuerl  

 Stefan Wiggenhauser  

 Rolf Wilmes  

 Armin Woll  

 Wolfgang Zodel  

 

Sonstige Anwesende:  

 

Stephan Fey, Heinz Lieg, Anton Pfeiffer 
(Dirk Külzer ist entschuldigt) 

 

 
   

Gemeinderat Hergatz 
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Ö f f e n t l i c h e r   T e i l 

Tagesordnung: 

 

1. Verabschiedung der ausgeschiedenen Mitglieder des Gemeinderates 

2. Vereidigungen 

2.1 Vereidigung der neuen ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder 

3. Weitere Bürgermeister und Bürgermeisterinnen 

3.1 Beschlussfassung über die Zahl der weiteren Bürgermeister und Bürgermeisterinnen 

3.2 Wahl des zweiten Bürgermeisters/der zweiten Bürgermeisterin 

3.3 Wahl des dritten Bürgermeisters/der dritten Bürgermeisterin 

4. Vereidigung der gewählten Bürgermeister und Bürgermeisterinnen 

5. Erlass einer Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 

6. Erlass einer Geschäftsordnung 

7. Bildung von Ausschüssen 

8. Entsenden von Vertretern in andere Organisationen 

8.1 Zweckverband Abwasserbeseitigung Obere Leiblach 
hier: Benennung Verbandsrat und Stellvertreter für die Verbandsversammlung 

8.2 Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe 
hier: Benennung Verbandsrat und Stellvertreter für die Verbandsversammlung 

8.3 Zweckverband Regionalwerk Allgäu 
hier: Benennung Verbandsrat und Stellvertreter für die Verbandsversammlung 

9. Sonstiges / Anträge 
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Der Vorsitzende, Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab, eröffnet um 19.30 Uhr den öf-
fentlichen Teil der 1. Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass der Gemeinderat mit 15 
stimmberechtigten Mitgliedern vertreten und beschlussfähig ist. Einwände gegen die Tages-
ordnung von Seiten des Gemeinderates bestehen nicht. Der Vorsitzende begrüßt die anwe-
senden ehemaligen Gemeinderäte Fey, Lieg und Pfeiffer (Herr Külzer ist krankheitsbedingt 
entschuldigt), die anwesenden Bürgerinnen sowie Herrn Winkler von der Presse. 
 
 
 

TOP 1   
Verabschiedung der ausgeschiedenen Mitglieder des Gemeinde-

rates 

AZ: 0241 

 

Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab, spricht eine kleine Dankesrede 
und gibt einen kurzen Überblick über die Dauer der ehrenamtlichen Tätigkeiten der aus-
scheidenden Gemeinderatsmitglieder: 
 
Herr Stefan Fey: 6 Jahre 
Herr Heinz Lieg: 6 Jahre 
Herr Anton Pfeiffer: 6 Jahre 
Herr Dirk Külzer: 2 Jahre - entschuldigt 
     
Jedes ausscheidende Mitglied erhält als Dankeschön eine Urkunde und ein kleines Präsent 
vom Vorsitzenden überreicht. 
 

 

TOP 2   
Vereidigungen AZ: 02 

 

TOP 2.1   
Vereidigung der neuen ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder AZ: 024 

 

Gemäß Artikel 31 Absatz 4 Gemeindeordnung (GO) sind alle Gemeinderatsmitglieder in der 
ersten nach ihrer Berufung stattfindenden öffentlichen Sitzung zu vereidigen. Den Eid nimmt 
der erste Bürgermeister ab.  
 
Eine Vereidigung erfolgt nur für die Gemeinderäte, die das Amt neu besetzen. 
 
Die neu gewählten Gemeinderäte sprechen dem Vorsitzenden die Eidesformel nach: 
 

„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und der Verfas-
sung des Freistaates Bayern. Ich schwöre, den Gesetzen gehorsam zu sein und meine 
Amtspflichten gewissenhaft zu erfüllen. Ich schwöre, die Rechte der Selbstverwaltung zu 
wahren und ihren Pflichten nachzukommen, so wahr mir Gott helfe.“  
 
Es werden vereidigt: 
 

Gemeinderat Marco Nägele 

Gemeinderat Rolf Wilmes 

Gemeinderätin Michaela Prestel-Hölzler 

Gemeinderat Rupert Membarth 
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TOP 3   
Weitere Bürgermeister und Bürgermeisterinnen AZ: 0252 

 

 

TOP 3.1   
Beschlussfassung über die Zahl der weiteren Bürgermeister und 

Bürgermeisterinnen 

AZ: 0252 

 

Gem. § 39 Abs. 1 Satz 1 der bayerischen Gemeindeordnung (GO) wird der erste Bürger-
meister im Falle der Verhinderung vom zweiten Bürgermeister/zweiten Bürgermeisterin ver-
treten. Das Amt eines zweiten Bürgermeisters/zweiten Bürgermeisterin ist zu besetzen. Die 
Wahl eines dritten Bürgermeisters/dritten Bürgermeisterin steht im Ermessen des Gemeinde-
rates.  
Die Gemeinde Hergatz hat das Amt des dritten Bürgermeisters bisher durchgehend besetzt. 
Der Vorsitzende schlägt vor, neben dem/der zweiten Bürgermeister/Bürgermeisterin, ei-
nen/eine dritten/dritte Bürgermeister/Bürgermeisterin zu wählen. 
 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt, einen/eine zweiten/zweite Bürgermeister/Bürgermeisterin und 
einen/ eine dritten/dritte Bürgermeister/Bürgermeisterin aus der Mitte des Gemeinderates zu 
wählen. 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 3.2   
Wahl des zweiten Bürgermeisters/der zweiten Bürgermeisterin AZ: 0252 

 

Die Wahl wird gem. § 51 Abs. 3 GO durchgeführt. Die Wahlen werden in geheimer Abstim-
mung vorgenommen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stim-
men erhält. Neinstimmen und leere Stimmzettel sind ungültig. Ist mindestens die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. Ist die Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen, so tritt Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmen-
zahlen ein. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 
 
Aus der Mitte des Gemeinderates werden keine Kandidatinnen/Kandidaten vorgeschlagen. 
 
Die anschließend gem. Art. 51 Abs. 3 GO durchgeführte Wahl brachte folgendes Ergebnis:  
 
Abgegebene Stimmen: 15 Stimmen 
gültige Stimmen:  15 Stimmen 
ungültige Stimmen:    0 Stimmen 
 
Die gültigen Stimmen verteilten sich auf die Kandidierenden wie folgt:  
 
Rebecca Paintner  14 Stimmen 
Armin Müller     1 Stimme 
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass somit Rebecca Paintner zur zweiten Bürgermeisterin der 
Gemeinde Hergatz gewählt ist. Frau Paintner nimmt die Wahl an. 
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TOP 3.3   
Wahl des dritten Bürgermeisters/der dritten Bürgermeisterin AZ: 0252 

 

Die Wahl wird gem. § 51 Abs. 3 GO durchgeführt. Die Wahlen werden in geheimer Abstim-
mung vorgenommen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stim-
men erhält. Neinstimmen und leere Stimmzettel sind ungültig. Ist mindestens die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. Ist die Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen, so tritt Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmen-
zahlen ein. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 
 
Aus der Mitte des Gemeinderates werden folgende Kandidatinnen/Kandidaten vorgeschla-
gen, die auch zu Wahl stehen: 
 
Heike Kirchmann 
 
Die anschließend gem. Art. 51 Abs. 3 GO durchgeführte Wahl brachte folgendes Ergebnis:  
 
Abgegebene Stimmen: 15 Stimmen 
gültige Stimmen:  15 Stimmen 
ungültige Stimmen:     0 Stimmen 
 
Die gültigen Stimmen verteilten sich auf die Kandidierenden wie folgt:  
 
Heike Kirchmann  13 Stimmen 
Armin Woll     1 Stimme 
Rolf Wilmes     1 Stimme 
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass somit Heike Kirchmann zur dritten Bürgermeisterin der Ge-
meinde Hergatz gewählt ist. Heike Kirchmann nimmt die Wahl an. 
 

 

 

TOP 4   
Vereidigung der gewählten Bürgermeister und Bürgermeisterin-

nen 

AZ: 0252 

 

Eine Vereidigung erfolgt nur für die Gemeinderäte, die das Amt neu besetzen. Da die ge-
wählten weiteren Bürgermeisterinnen Frau Rebecca Paintner (Zweite Bürgermeisterin) und 
Frau Heike Kirchmann (Dritte Bürgermeisterin) bereits im Amt sind, entfällt die Vereidigung. 
 

 

 

TOP 5   
Erlass einer Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen 

Gemeindeverfassungsrechts 

AZ: 024 

 

Der Vorsitzende präsentiert den Satzungsentwurf. Der Satzungsentwurf wurde an die neue 
Mustersatzung des Bayerischen Gemeindetags angepasst und enthält redaktionelle Ände-
rungen (Rechtsschreibung, Grammatik, weibliche Formen) sowie wenige inhaltliche Anpas-
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sungen. Die inhaltlichen Anpassungen sind in dem Satzungsentwurf farblich dargestellt (grün 
= neu, rot = gestrichen). 
 
Inhaltliche Anpassungen befinden sich in § 3 des Satzungsentwurfs und umfassen folgende 
Punkte: 
 

• Sitzungsentgelt 

• Kosten für Betreuung während der Sitzungszeit 
 
Der Satzungsentwurf wurde der Sitzungsladung als Anlage beigefügt: 
 
 

Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen  
Gemeindeverfassungsrechts 

 
Die Gemeinde Hergatz erlässt auf Grund der Art. 20a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 32, 33, 34 Abs. 2 
und 4, 35 Abs. 1 Satz 2, 40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt 
geändert durch § des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), folgende Satzung:  
 

§ 1  
Zusammensetzung des Gemeinderats 

Der Gemeinderat besteht aus dem berufsmäßigen ersten Bürgermeister (§ 4) und 14 ehrenamtlichen 
Mitgliedern. 
 

§ 2  
Ausschüsse 

(1) Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende ständige 
Ausschüsse:  

a) den Haupt- und Finanzausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und fünf ehrenamtlichen 
Gemeinderatsmitgliedern,  

b) den Grundstücks-, Bau- und Umweltausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und fünf 
ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern,  

c) den Ausschuss für Personal, Soziales und Familie, bestehend aus dem Vorsitzenden und fünf 
ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern,  

d) den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und vier weiteren Mit-
gliedern des Gemeinderats.  

(2) Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchstabe a) bis c) genannten Ausschüssen führt der erste Bür-
germeister. Im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein vom Gemeinderat bestimmtes ehrenamtliches 
Gemeinderatsmitglied den Vorsitz.  
(3) Die Ausschüsse sind vorberatend tätig.  
(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, soweit 
es nicht durch gesetzliche Bestimmungen festgelegt ist.  
 

§ 3  
Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder; Entschädigung 

(1) 1Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den 
Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse. 2Außerdem können 
einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift 
der Geschäftsordnung übertragen werden.  
(2) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung einen 
Pauschalbetrag ein Sitzungsgeld von je 35,00 40,00 € für die notwendige Teilnahme an Sitzungen des 
Gemeinderates oder eines Ausschusses.  
(3) 1Gemeinderatsmitglieder, die Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen sind, haben außerdem An-
spruch auf Ersatz des ihnen aufgrund der notwendigen Teilnahme an Sitzungen entstandenen nach-
gewiesenen Verdienstausfalls. 2Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 20,00 
€ je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis ihrer beruflichen Tätigkeit ent-
standen ist. 3Sonstige Gemeinderatsmitglieder, denen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruch-
nahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 20,00 € 
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je volle Stunde. 4Nachgewiesene Kosten für eine notwendige Betreuung von im Haushalt der ehren-
amtlich tätigen Gemeinderatsmitgliedern lebenden 
a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, oder 
c) Angehörige im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach § 15 Abs. 1 

Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI)  
werden bis zu einem Höchstbetrag von 20 € für jede volle Stunde der Sitzungsdauer ersetzt; für Per-
sonen, denen eine Entschädigung nach Satz 3 zusteht, gilt dies nur, soweit die erstattungsfähigen 
Betreuungskosten diese Entschädigung übersteigen. 5Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz wer-
den nur auf Antrag gewährt.  
(4) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und 
Tagegelder nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 
§ 4 Erster Bürgermeister  
Der erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit.  
 
§ 5 Inkrafttreten  
1Diese Satzung tritt am 1. Juni 2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen 
des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts vom 1. Juni 2020 außer Kraft.   
  
Hergatz, 4. Mai 2026 
 
Oliver-Kersten Raab 
Erster Bürgermeister 

 

Diskussionsverlauf: 

Im Gremium werden die Anpassungen diskutiert. Gemeinderat Wiggenhauser spricht sich 
dafür aus, das Sitzungsgeld bei 35 Euro zu belassen. Er sieht darin eine Sparmaßnahme 
und man setze ein Zeichen gegenüber der Bevölkerung.  
Gemeinderat Scheuerl befürwortet die Erhöhung auf 40 Euro und betont die Wertigkeit der 
kommunalen Arbeit. Er sieht darin ein Zeichen, dass Engagement für die Demokratie aner-
kannt werde. Gemeinderätin Kirchmann unterstützt ebenfalls den Vorschlag, das Sitzungs-
geld auf 40 Euro zu erhöhen und weist auf den zusätzlichen Aufwand hin, der bereits im Vor-
feld der Sitzungen entstehe.  
Gemeinderat Woll schließt sich der Meinung von Gemeinderat Wiggenhauser an und spricht 
sich gegen eine Erhöhung aus. Gemeinderat Membarth zeigt sich überrascht, dass über-
haupt Sitzungsgeld bezahlt werde und spricht sich ebenfalls für die Beibehaltung der bisheri-
gen Entschädigung aus. 
 
Der Vorsitzende lässt über die Erhöhung abstimmen. Die Erhöhung auf 40 Euro wird mit 7 : 
8 Stimmen mehrheitlich abgelehnt. 
 
Über die Anpassung der Kosten für die Betreuung während der Sitzungszeit unter § 3 Abs. 3 
wird ebenfalls diskutiert. Gemeinderätin Paintner unterstützt den Vorschlag des Vorsitzenden 
und spricht sich für die Anpassung aus, damit zumindest die Möglichkeit besteht, einen An-
trag auf Ersatzleistungen zu stellen. Gemeinderat Wilmes hält die Regelung für zu kompli-
ziert und schlägt eine vollständige Streichung vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über die Kosten für die Betreuung während der Sitzungszeit in Absatz 
3 abstimmen. Das Gremium stimmt der vorgeschlagenen Anpassung der Kosten für Betreu-
ung während der Sitzungszeit mit 13 : 2 Stimmen mehrheitlich zu. 
 

Beschluss: 

Der Gemeinderat erlässt die Satzung zur Reglung von Fragen des örtlichen Gemeindever-
fassungsrechts in der Fassung vom 04.05.2026: 
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   Oliver-Kersten Raab 

    Erster Bürgermeister 

 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 6   
Erlass einer Geschäftsordnung AZ: 0241 

 

Der Vorsitzende präsentiert den Satzungsentwurf. Der Satzungsentwurf wurde an die neue 
Mustersatzung des Bayerischen Gemeindetags angepasst und enthält redaktionelle Ände-
rungen (Rechtsschreibung, Grammatik, weibliche Formen) sowie inhaltliche Anpassungen. 
Die inhaltlichen Anpassungen sind in dem Satzungsentwurf farblich dargestellt (grün = neu, 
rot = gestrichen). 
 
Inhaltliche Anpassungen umfassen folgende Punkte: 
 

• §   2:  Bestellung und Abberufung 

• §   4:  Umgang mit Dokumenten 

• § 10:  Vollzugsaufgaben, Angelegenheiten mit finanzieller Auswirkung, Bauangelegen-
heiten 

• § 14:  Weitere Stellvertreter 

• § 17a:  Belehrung Hybridsitzungen, Abstimmung 

• § 20:  Sitzungstermin konstituierender Sitzungen 

• § 23:  Antrag Ordnungsgeld 

• § 24:  Vorlesen der nicht öffentlichen Niederschrift 

• § 26:  Wortmeldungen Zuhörende, Ordnungsgelder 

• § 32: Abschriften von Niederschriften 

• § 34:  Form der Bekanntmachungen 
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Der Satzungsentwurf wurde der Sitzungsladung als Anlage beigefügt.   
 

Diskussionsverlauf: 

Der Vorsitzende informiert über die inhaltlichen Anpassungen in der Geschäftsordnung. 
 

§ 2 
Aufgabenbereich des Gemeinderats 

Der Gemeinderat ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 

1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsänderungen der Gemeinde und zu Änderungen 
des Namens der Gemeinde oder eines Gemeindeteils (Art. 2, 11 GO), 

2. die Entscheidung über Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung der Ehren-
bürgerwürde (Art. 16 GO), 

3. die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschüsse sowie die Zuteilung der Aufgaben an 
diese (Art. 32, 33 GO), 

4. die Aufstellung von Richtlinien für laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz 2 GO, 
5. die Verteilung der Geschäfte unter die Gemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2 GO), 
6. die Wahlen (Art. 51 Abs. 3, Abs. 4 GO), 
7. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde der Genehmi-

gung bedarf, 
8. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen, 
9. die Beschlussfassung über die allgemeine Regelung der Bezüge der Gemeindebediensteten und 

über beamten-, besoldungs-, versorgungs- und disziplinarrechtliche Angelegenheiten der Bür-
germeister und der berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder, soweit nicht das Gesetz über kom-
munale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte oder das Bayerische Disziplinargesetz etwas anderes 
bestimmen, 

10. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und über die Nachtragshaushaltssatzungen 
(Art. 65, 68 GO), 

11. die Beschlussfassung über den Finanzplan (Art. 70 GO), 
12. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe und der Kran-

kenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen sowie die Beschlussfassung über die Entlas-
tung (Art. 102 GO), 

13. die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO über gemeindliche Unternehmen, 
14. die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Gemeinderat im Übrigen gesetzlich vorbehaltenen Ange-

legenheiten (Art. 88 GO), 
15. die Bestellung und die Abberufung der Leitung und Stellvertretung des Rechnungs-prüfungsamts 

und der Prüfer (Art. 104 Abs. 3 GO) sowie die Benennung und Abberufung des oder der behörd-
lichen Datenschutzbeauftragten, die Bestätigung der Feuerwehrkommandantinnen und Feuer-
wehrkommandanten sowie der Vorschlag von Schöffinnen und Schöffen, 

16. die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 8 GO) und die 
Durchführung eines Bürgerentscheids (Art. 18 a Abs. 2, Abs. 10 GO),  

17. die allgemeine Festsetzung von Abgaben, Tarifen und Entgelten,  
18. die Entscheidung über Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an eine 

Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamten und Beamtinnen ab Besol-
dungsgruppe A 9, 

19. die Entscheidung über Einstellung, Höhergruppierung (nicht nur vorübergehende Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, Beschäfti-
gung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ab 
Entgeltgruppe 9 a des TVöD oder ab einem entsprechenden Entgelt, 

20. die Entscheidung über Altersteilzeit der Gemeindebediensteten, 
21. die Beschlussfassung über die Beteiligung an Zweckverbänden und über den Abschluss von 

Zweckvereinbarungen, 
22. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z.B. der Bauleitplanung, der 

Ortsplanung, der Landschaftsplanung und der Regional- und Landesplanung, der Gewässerpla-
nung und gemeindeübergreifender Planungen und Projekte, 

23. die Namensgebung für Straßen, Schulen und sonstige öffentliche Einrichtungen, 
24. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertreterinnen und Vertretern der Ge-

meinde in andere Organisationen und Einrichtungen, 
25. die Beschlussfassung über die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft, 
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26. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesondere Änderun-
gen des Stiftungszwecks. 

 
§ 4 

Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien 
(1) 1Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente sind so 

aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. 2Im Umgang mit solchen 
Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglieder Geheimhaltungsinteressen und den Daten-
schutz. 3Werden diese Dokumente für die Tätigkeit als Gemeinderatsmitglied nicht mehr benötigt, 
sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernichten bzw. zu löschen. 
 

(2) 1Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung für den Gemeinderat. 2Eine 
Veröffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Gemeinderats-
mitglieder ist nur zulässig, wenn der erste Bürgermeister und der Gemeinderat unter Berücksich-
tigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Unterlagen nur Tatsachen enthalten, die of-
fenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 3Die Veröffentlichung 
oder Weitergabe von Beschlussvorlagen und weiteren Sitzungsunterlagen zu nicht öffentlichen 
Sitzungen ist nicht zulässig. 
 

(3) 1Die Gemeinderatsmitglieder, die über die technischen Voraussetzungen zum Versenden und 
Empfangen elektronischer Post verfügen, können dem ersten Bürgermeister schriftlich eine elekt-
ronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 20 übersandt bzw. von der Anträ-
ge im Sinne des § 21 versandt werden. 

 
(4) 1Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch sie eine 

aktive Sitzungsteilnahme nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 2Für die Fer-
tigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Gemeinderatsmitglieder gelten § 18 Abs. 2 Sätze 3 
und 4 entsprechend. 

 
§ 10 

Einzelne Aufgaben 
(1) Der erste Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit 

 
1. die laufenden Angelegenheiten, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung haben 

und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO), 
 
2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes übertra-

genen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung einschließlich des Wehrer-
satzwesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung, soweit nicht für haushalts- oder personal-
rechtliche Entscheidungen der Gemeinderat zuständig ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO), 

 
3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ihrer Län-

der geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO), 
 
4. die ihm vom Gemeinderat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO übertragenen Angelegenheiten, 
 
5. die Entscheidung über die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an 

eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamtinnen und Beamten bis 
zur Besoldungsgruppe A 8 (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO), 

 
6. die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung (nicht nur vorübergehende Übertra-

gung einer höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, Be-
schäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern bis zur Entgeltgruppe 8 des TVöD oder bis zu einem entsprechenden Entgelt (Art. 43 
Abs. 2 Satz 1 GO), 

 
7. die vorübergehende Übertragung einer höher zu bewertenden Tätigkeit auf einen Arbeitneh-

mer oder eine Arbeitnehmerin im Geltungsbereich des TVöD oder eines entsprechenden Ta-
rifvertrags, 

 
8. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschäfte (Art. 37 Abs. 3 GO), 
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9. die Aufgaben als Vorsitzender des Verwaltungsrats selbstständiger Kommunalunternehmen 
des öffentlichen Rechts (Art. 90 Abs. 3 Satz 2 GO),  

 
10. die Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1 GO). 

 
(2) Zu den Aufgaben des ersten Bürgermeisters gehören insbesondere auch: 

 
1. in Personalangelegenheiten der Gemeindebediensteten:  

a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften sowie etwaiger Grund-
satzbeschlüsse des Gemeinderates 

b) Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentätigkeiten. 
  

2. in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen für die Gemeinde:  
a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln  

– im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien des Gemein-
derats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Höhe fest-gelegt sind,  

– im Übrigen bis zu einem Betrag von 12.000 € im Einzelfall, 
b)  der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung von Ab-

gaben, insbesondere von Steuern, Beiträgen und Gebühren sowie von sonstigen Forderun-
gen bis zu folgenden Beträgen im Einzelfall:  

– Erlass           500,00 €  
– Niederschlagung    2.500,00 €  
– Stundung    2.500,00 €  
– Aussetzung der Vollziehung  2.500,00 €  

c) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 6.000 € und über 
außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 3.000 € im Einzelfall, soweit sie unab-
weisbar sind und die Deckung gewährleistet ist (Art. 66 Abs. 1 Satz 1 GO),  

d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen für die Gemeinde, insbesondere der 
Abschluss von Verträgen und sonstiger Rechtsgeschäfte sowie die Wahrnehmung von Rech-
ten und Pflichten der Gemeinde, bis zu einem Betrag oder - falls dieser zum Zeitpunkt der 
Handlung oder des Unterlassens nicht feststeht - einer Wertgrenze oder einem geschätzten 
Auftragswert von 12.000 €,  

e) Nachträge zu Verträgen und Rechtsgeschäften außerhalb der Bewirtschaftungsgrenze nach 
Buchstabe a), die einzeln oder zusammen die ursprüngliche Auftragssumme um nicht mehr 
als 10 %, insgesamt jedoch nicht mehr als 6.000 € erhöhen, 

f) die Gewährung von Zuschüssen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungs-überlassung von 
Räumen, an Vereine und Verbände bis zu einem Betrag von 500,00 € je Einzelfall. 

 
3. in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten: 

a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschließlich Abhilfeverfahren, die Abgabe von Prozes-
serklärungen einschließlich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmitteln und Abschluss von 
Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats an eine Prozessbevollmächtigte oder einen Pro-
zessbevollmächtigten, wenn die finanzielle Auswirkung auf die Gemeinde bzw., falls diese 
nicht bestimmbar, der Streitwert voraussichtlich 5.000,00 € nicht übersteigt und die Angele-
genheit keine grundsätzliche Bedeutung hat,  

b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises ohne grundsätzliche Bedeutung, soweit 
sie nicht dem Gemeinderat vorbehalten sind (§ 2), insbesondere Staatsangehörigkeits- und 
Personenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht und Statistik, Gesundheits- und Veterinärwe-
sen, öffentliches Versicherungswesen, Lastenausgleich. 

 
4. in Bauangelegenheiten: 

 
a) die Abgabe der Erklärung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bzw. die Mitteilung 

nach Art. 58 Abs. 2 Satz 6 BayBO, 
 

b) die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO, 
 

c) die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach Art. 65 Abs. 1 Satz 4 BayBO, § 36 
BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BayBO für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 
sowie für bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe bis zu 10 m im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines vorhabenbezogenen Be-
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bauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit für das Vorhaben die Erteilung nur geringfügi-
ger Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB erforderlich ist, 
 

d) die Zustimmung nach § 36a BauGB für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 bei Abweichun-
gen, die einem Einzelvorhaben nach § 246e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 dienen und keinen 
erheblichen Abweichungsumfang aufweisen, im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach 
§ 30 Abs. 1 BauGB oder eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 
BauGB, 
 

e) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1 BayBO, 
 

f) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB bei Nichtbestehen eines 
Vorkaufsrechts. 

 
(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2 der Zeit-

raum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum nicht be-
stimmbar, so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen. 
  

(4) Soweit die Aufgaben nach den Absatz 1 Nr. 7 und Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz 1 GO 
fallen, werden sie hiermit dem ersten Bürgermeister gemäß Art. 37 Abs. 2 GO zur selbstständi-
gen Erledigung übertragen.  
 

2. Stellvertretung 
 

§ 14 
Weitere Bürgermeister und Bürgermeisterinnen, weitere Stellvertretung, 

        Aufgaben 
(1) Der erste Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung von der zweiten Bürgermeisterin 

oder dem zweiten Bürgermeister und, wenn diese oder dieser ebenfalls verhindert ist, von der 
dritten Bürgermeisterin oder dem dritten Bürgermeister vertreten (Art. 39 Abs. 1 Satz 1 GO). 

 
(2) Für den Fall gleichzeitiger Verhinderung des/der Ersten, Zweiten und Dritten Bürgermeisters/ 

Bürgermeisterin bestimmt der Gemeinderat aus seiner Mitte gemäß Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO 
eine weitere Stellvertretung. 

 
(3) (2) Die Stellvertretung übt im Verhinderungsfall die gesamten gesetzlichen und geschäfts-

ordnungsmäßigen Befugnisse des ersten Bürgermeisters aus. 
 

(4) (3)1Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorläufiger Diens-
tenthebung oder persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszuüben. 2Ist die zu 
vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsgeschäfte auszu-
üben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der Verhinderung nicht 
vor. 

 
 

§ 17a 
Hybridsitzungen 

(1) 1Gemeinderatsmitglieder können an Sitzungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse mit-
tels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen (Art. 47a GO). 2Voraussetzung für die virtuelle Teilnah-
me an den Sitzungen ist die Unterzeichnung der Belehrung über die Teilnahme an Hybridsit-
zungen. 

 
(2) 1Gemeinderatsmitglieder, die mittels Ton-Bild-Übertragung an der Sitzung teilnehmen wollen, 

müssen dies dem ersten Bürgermeister zwei Wochen vor der Sitzung mitteilen. ²Die Höchst-
zahl der zuschaltbaren Teilnehmenden ist unbegrenzt. ³Der erste Bürgermeister bespricht im 
Vorfeld einer Sitzung mit den weiteren Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern und Listen-
sprecherinnen oder Listensprechern die Durchführung der jeweiligen Sitzung in Präsenz oder 
in Hybridform und legt die Sitzungsform in der Ladung fest. 

 
(3) 1Der Verantwortungsbereich der Gemeinde beschränkt sich auf die Bereitstellung der Platt-

form zur audiovisuellen Zuschaltung. 2Ist entweder mindestens ein Gemeinderatsmitglied zu-
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geschaltet oder bestätigt ein Test, dass eine Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, dass 
der Grund für eine Nichtzuschaltung eines Gemeinderatsmitglieds nicht im Verantwortungsbe-
reich der Gemeinde liegt (Art. 47a Abs. 4 Satz 5 GO). 

 
(4) Eine Bildunterbrechung durch zugeschaltete Gemeinderatsmitglieder ist auch bei vorüberge-

hendem Verlassen des Platzes untersagt (Art. 47a Abs. 3 Satz 1 GO). 
 
(5) 1Bei den zugeschalteten Gemeinderatsmitgliedern erfolgt die Abstimmung per auf dem Bild-

schirm im Sitzungssaal sichtbaren Handzeichen. Ist ein Gemeinderatsmitglied zum Zeitpunkt 
der Abstimmung nicht sicht- oder hörbar, genügt die Abstimmung über die Chatfunktion.  

 
(6) Bei Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung zu einer nicht öffentlichen Sitzung haben die 

zugeschalteten Gemeinderatsmitglieder dafür Sorge zu tragen, dass die Übertragung in ihrem 
Verantwortungsbereich nur von ihnen wahrgenommen wird (art. 47a Abs. 5 GO). 

 
 

Gemeinderat Gsell schlägt vor, § 17a Hybridsitzungen zu streichen, da der technische Auf-
wand zu groß sei, wenn ein einzelnes Ratsmitglied beispielsweise aufgrund Krankheit eine 
Teilnahme über Internet beantragen würde. Gemeinderäte Linke und Zodel schlagen vor, 
lediglich den ersten Satz in Absatz 2 zu streichen. So gebe es die Option der Hybridsitzun-
gen weiterhin, allerdings eingeschränkt und einzelne Gemeinderäte könnten nicht einfach 
aus persönlichen Gründen per Internet von zuhause an Sitzungen teilnehmen und die Durch-
führung der Sitzung müsse vom Ersten Bürgermeister und den Stellvertreterinnen gemein-
sam entschieden werden. 

 
II. Vorbereitung der Sitzungen 

 
§ 20 

Einberufung 
(1) 1Der erste Bürgermeister beruft die Gemeinderatssitzungen ein, wenn die Geschäftslage es er-

fordert oder wenn ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich oder elektronisch unter 
Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 Abs. 2 Sätze 1 und 2 GO). 2Nach 
Beginn der Wahlzeit und im Fall des Art. 46 Abs. 2 Satz 2 GO beruft er die Gemeinderatssit-
zung so rechtzeitig ein, dass die Sitzung spätestens am 14. Tag vier Wochen nach Beginn der 
Wahlzeit (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 GO) oder spätestens am 14. Tag nach Eingang des Verlangens 
stattfinden kann (Art. 46 Abs. 2 Satz 3 GO). 
 

(2) 1Die Sitzungen finden in geeigneten Räumen in der Gemeinde Hergatz statt; sie beginnen re-
gelmäßig um 19:30 Uhr. 2Regelmäßiger Sitzungstag für Gemeinderatssitzungen ist der erste 
Montag eines Monats. 3In der Einladung (§ 22) kann im Einzelfall etwas anderes bestimmt wer-
den. 

 
 

§ 23 
Anträge 

(1) 1Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektronisch zu 
stellen und ausreichend zu begründen. 2Bei elektronischer Übermittlung sind Geheim-
haltungsinteressen und der Datenschutz zu beachten; schutzwürdige Daten sind in verschlüs-
selter Form zu übermitteln. 3Anträge sollen spätestens am 10. Tag vor der Sitzung beim ers-
ten Bürgermeister eingereicht werden. 4Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, die im 
Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten. 

 
(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge 

können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn  
 

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Gemeinderat der Behandlung mehrheitlich zu-
stimmt oder 

2. sämtliche Mitglieder des Gemeinderats anwesend sind und kein Mitglied der Behandlung 
widerspricht.  
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(3) Anträge zur Geschäftsordnung, z. B. Nichtbefassungsanträge, Zurückziehung eines Antrags 
u. Ä., Anträge auf Festsetzung eines Ordnungsgeldes nach Art. 53 Abs. 3 GO oder einfache 
Sachanträge, z. B. Änderungsanträge, können auch während der Sitzung und ohne Beach-
tung der Schriftform gestellt werden. 

 
 

III. Sitzungsverlauf 
 

§ 24 
Eröffnung der Sitzung 

(1) 1Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung. 2Er stellt die ordnungsgemäße Ladung der Gemeinde-
ratsmitglieder sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest und erkundigt sich nach 
Einwänden gegen die Tagesordnung. ³Ferner lässt er über die Genehmigung der Niederschrift 
über die vorangegangene öffentliche Sitzung, falls sie mit der Einladung verschickt wurde, ab-
stimmen. 
 

(2) 1Die Niederschrift über die vorangegangene nicht öffentliche Sitzung wird vorgelesen und liegt 
während der Dauer zu Beginn der nicht öffentlichen Sitzung zur Einsicht für die Gemeinderats-
mitglieder auf. 2Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine Einwendungen erhoben werden, so 
gilt die Niederschrift als vom Gemeinderat gemäß Art. 54 Abs. 2 GO genehmigt. 

 
 

§ 26 
Beratung der Sitzungsgegenstände 

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverständigen, eröffnet 
der Vorsitzende die Beratung. 
 

(2) 1Mitglieder des Gemeinderats, die nach den Umständen annehmen müssen, von der Beratung 
und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persönlicher Beteili-
gung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem 
Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte dieser Art 
während der Beratung erkennbar werden. 3Das wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlos-
sene Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung seinen Platz am Beratungstisch zu 
verlassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei nicht öffentlicher 
Sitzung verlässt es den Raum.  
 

(3) 1Sitzungsteilnehmende dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen vom Vorsitzenden erteilt 
wird. 2Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. 3Bei gleichzeiti-
ger Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. 4Bei Wortmeldungen „zur 
Geschäftsordnung“ ist das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen. 5Zuhörenden ist im öffentli-
chen Teil nach Aufruf jedes Tagesordnungspunktes Gelegenheit zu geben, sich zu dem jeweili-
gen Tagesordnungspunkt zu äußern, wobei keine Aussprache oder Diskussion stattfinden. 
5Zuhörenden kann während der Beratung das Wort nur auf Initiative des Gemeinderates oder 
des Vorsitzenden durch Beschluss (Zweidrittel-Mehrheit) erteilt werden. 6Ein Redner oder eine 
Rednerin kann zu einem Thema nur einmal vorsprechen, es sei denn, es ergibt sich ein neuer 
Sachverhalt. 7Die Redezeit ist je Redner oder Rednerin auf drei Minuten beschränkt.8Die Rede-
beiträge sind bei der anschließenden Beratung durch den Gemeinderat zu berücksichtigen.  

 

(4) 1Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den Gemeinderat. 2Die Re-
debeiträge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt beziehen.  
 

(5) 1Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig: 
 

1. Anträge zur Geschäftsordnung,  
2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden An-

trags. 
 

2Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst fin-
det insoweit nicht statt.  
 

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung vom Vorsitzenden geschlossen. 
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(7) 1Bei Verstoß gegen die vorstehenden Regeln zu Redebeiträgen, ruft der Vorsitzende zur Ord-
nung und macht die betreffende Person auf den Verstoß aufmerksam. 2Bei weiteren Verstößen 
kann der Vorsitzende ihr das Wort entziehen. 
 

(8) 1Gegen Mitglieder des Gemeinderates, die die Ordnung erheblich stören, kann der Vorsitzende 
mit Zustimmung des Gemeinderates ein Ordnungsgeld bis zu 500 €, im Wiederholungsfall bis zu 
1.000 €, festsetzen. 2Ein Wiederholungsfall im Sinne von Satz 1 liegt vor, wenn gegenüber dem 
Mitglied innerhalb derselben Sitzung bereits ein Ordnungsgeld festgesetzt wurde (Art. 53 Abs. 3 
GO). 
 

(9) 1Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, sodass der Sitzungs-
fortgang unmöglich gemacht oder jedenfalls wesentlich erschwert wird, kann der Vorsitzende mit 
Zustimmung des Gemeinderats von der Sitzung ausschließen. ²Über den Ausschluss von weite-
ren Sitzungen entscheidet der Gemeinderat (Art. 53 Abs. 2 GO). 

 

(10) 1Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ordnung im Sit-
zungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. 2Eine unterbrochene Sitzung 
ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen Einladung hierzu bedarf es nicht. 
3Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde. 4Der Vor-
sitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt. 

 
§ 32 

Einsichtnahme und Abschrifterteilung 
 

(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle Gemeindebürgerinnen und Gemein-
debürger Einsicht nehmen und sich gegen Kostenerstattung Kopien in Papierform für den Eigen-
gebrauch erteilen lassen; dasselbe gilt für auswärts wohnende Personen hinsichtlich ihres 
Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Gemeindegebiet (Art. 54 Abs. 3 Sät-
ze 2 bis 4 GO). 
 

(2) 1Gemeinderatsmitglieder können jederzeit die Niederschriften über öffentliche und nicht öffentli-
che Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse 
Kopien in Papierform der Niederschriften der öffentlichen Sitzungen für den Eigengebrauch ertei-
len lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von Beschlüssen, die in nicht öffentlicher Sit-
zung gefasst wurden, können sie verlangen, wenn die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind (Art. 52 Abs. 3 i. V. m. Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 
 

(3) 1Niederschriften über öffentliche Sitzungen können den Gemeinderatsmitgliedern im Ratsinforma-
tionssystem zur Verfügung gestellt werden. 2Gleiches gilt für Beschlüsse, die in nicht öffentlicher 
Sitzung gefasst wurden, wenn die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind. 
 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Niederschriften früherer Wahlzeiten. 
 

(5) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Gemeinderatsmitglieder jederzeit die Berichte 
über die Prüfungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden nicht erteilt. 

 
 

VI. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen 
 

§ 34 
Art der Bekanntmachung 

(1) Satzungen und Verordnungen werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Gemeinde Her-
gatz amtlich bekannt gemacht. 1Satzungen und Verordnungen werden dadurch amtlich bekannt 
gemacht, dass sie in der Verwaltung der Gemeinde zur Einsichtnahme niedergelegt werden und 
die Niederlegung durch Anschlag an der Gemeindetafel sowie durch Veröffentlichung im Amts-
blatt bekanntgegeben wird. 2Der Anschlag wird an der Gemeindetafel erst angebracht und die 
Veröffentlichung im Amtsblatt erfolgt erst, wenn die Satzung oder Verordnung in der Verwaltung 
niedergelegt ist. 3Er wird frühestens nach 14 Tagen wieder abgenommen. 4Es wird schriftlich 
festgehalten, wann der Anschlag angebracht, wann er wieder abgenommen wurde und wann die 
Veröffentlichung der Niederlegung im Amtsblatt erfolgte; dieser Vermerk wird zu den Akten ge-
nommen. 
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(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine andere in Art. 
26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf durch Anschlag an der 
Gemeindetafel sowie durch Veröffentlichung im Amtsblatt Mitteilung in dem für amtliche Be-
kanntmachungen bestimmten Teil der Tageszeitungen „Der Westallgäuer“ und der „Schwäbi-
schen Zeitung Ausgabe Wangen“ sowie durch Anschlag an der Gemeindetafel hingewiesen. 
 

(3) Die Gemeindetafel befindet sich am Rathaus Wohmbrechts, Salzstraße 18, 88145 Hergatz. 
 
 

Gemeinderat Scheuerl spricht die Bürgerfragestunde in § 16 der Geschäftsordnung an. Die-
se sei nicht gerechtfertigt und unnötiger Verwaltungs- und Zeitaufwand. Die Bürger / Bürge-
rinnen können jederzeit per Mail, Telefon oder persönlich Kontakt zum Ersten Bürgermeister 
oder der Verwaltung aufnehmen. Er schlägt vor, diesen Paragrafen zu streichen. Gemeinde-
rat Woll stimmt dem zu.  
 
Der Vorsitzende stellt die Beibehaltung des § 16 zur Abstimmung. Diese wird mit 0 : 15 
Stimmen einstimmig abgelehnt. Folglich wird § 16 Bürgerfragestunde aus der Geschäftsord-
nung gestrichen. 
 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt die Geschäftsordnung der Gemeinde Hergatz in der Fassung 
vom 04.05.2026 wie folgt: 
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  Oliver-Kersten Raab 

  Erster Bürgermeister 

 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 
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TOP 7   
Bildung von Ausschüssen AZ: 0241 

 

Der Erste Bürgermeister führt den Vorsitz im jeweiligen Ausschuss. Der Vorsitz im Rech-
nungs-prüfungsausschuss ist aus der Mitte des Gemeinderats zu besetzen. 
 
Die Ausschüsse werden wie folgt besetzt: 
 

a) Haupt- und Finanzausschuss 
 
Gemeinderätin Kirchmann ist der Meinung, dass der Haupt- und Finanzausschuss nicht be-
nötigt werde, da diese Angelegenheiten bzw. Aufgaben bisher immer direkt in der Sitzung 
beraten und beschlossen wurden. Der Vorsitzende weist darauf hin, dass der Ausschuss 
gerade in der Verfassung und in der Geschäftsordnung festgelegt und beschlossen wurde. 
Im Gremium wird diskutiert mit dem Ergebnis, dass der Ausschuss bestehen bleibt, vorerst 
aber nicht besetzt werden soll. 
 
 

b) Grundstücks-, Bau- und Umweltausschuss 
 

Mitglied Vertretung 

Armin Woll Alexander Linke 

Wolfgang Zodel Marco Nägele 

Stefan Wiggenhauser Florian Gsell 

Rebecca Paintner Heike Kirchmann 

Armin Müller Manfred Scheuerl 

 
Als Vertretung des Vorsitzenden wird die zweite Bürgermeisterin Rebecca Paintner be-
stimmt. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 
c) Personal-, Sozial- und Familienausschuss 
 

Mitglied Vertretung 

Heike Kirchmann Rolf Wilmes 

Rebecca Paintner Armin Woll 

Florian Gsell Andreas Roth 

Rupert Membarth Manfred Scheuerl 

Michaela Prestel-Hölzler Stefan Wiggenhauser 

 
Als Vertretung des Vorsitzenden wird die zweite Bürgermeisterin Rebecca Paintner be-
stimmt. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 
d) Rechnungsprüfungsausschuss 
 

Mitglied Vertretung 

Florian Gsell Michaela Prestel-Hölzler 

Alexander Linke Wolfgang Zodel 

Rupert Membarth Marco Nägele 

Armin Woll Rolf Wilmes 
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Zum Vorsitzenden wird Gemeinderat Armin Müller bestimmt. Die Vertretung des Vorsitzen-
den übernimmt Gemeinderat Alexander Linke. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 
 

Beschluss: 

Die Ausschüsse werden wie vorgeschlagen besetzt: 
 

 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 8   
Entsenden von Vertretern in andere Organisationen AZ: 024 

 

 

TOP 8.1   
Zweckverband Abwasserbeseitigung Obere Leiblach 

hier: Benennung Verbandsrat und Stellvertreter für die Verbands- 

         versammlung 

AZ: 6327 

 

Die Gemeinde Hergatz ist Mitglied im Zweckverband für Abwasserbeseitigung Obere Leib-
lach (AOL), sie hat für die Verbandsversammlung, gem. § 6 Abs. 2 der Verbandssatzung des 
Zweckverbandes Abwasserbeseitigung Obere Leiblach, drei Verbandsräte zu stellen.  
 
Der Erste Bürgermeister ist kraft seines Amtes Mitglied.  
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Die weiteren Mitglieder sind aus der Mitte des Gemeinderates festzulegen. Für jedes Mitglied 
ist ein/e Stellvertreter/in zu benennen. 
 
Für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abwasserbeseitigung Obere Leiblach 
sollen zwei Verbandsräte und zwei Stellvertretungen benannt werden. Die Stellvertretung für 
den Ersten Bürgermeister soll die zweite Bürgermeisterin Rebecca Paintner übernehmen. 
 

Beschluss: 

Für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abwasserbeseitigung Obere Leiblach 
werden die Verbandsräte und Stellvertretungen wie folgt benannt: 
 

Verbandsräte Stellvertretung 

Manfred Scheuerl Heike Kirchmann 

Alexander Linke Rolf Wilmes 

  
Die Stellvertretung für den Ersten Bürgermeister übernimmt die zweite Bürgermeisterin Re-
becca Paintner. 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 8.2   
Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe 

hier: Benennung Verbandsrat und Stellvertreter für die Verbands- 

         versammlung 

AZ: 8630 

 

Die Gemeinde Hergatz ist Mitglied im Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe. 
Sie hat für die Verbandsversammlung gem. § 9 Abs. 1 der Verbandssatzung des Zweckver-
bandes Wasserversorgung Handwerksgruppe zwei Verbandsräte zu stellen. Der Erste Bür-
germeister ist kraft seines Amtes Mitglied. Das weitere Mitglied ist aus der Mitte des Ge-
meinderates festzulegen. Für jedes Mitglied ist ein/e Stellvertreter/in zu benennen. 
 
Gemeinderat Wiggenhauser erklärt sich bereit, weiter als Verbandsrat für die Verbandsver-
sammlung des Zweckverbandes Wasserversorgung Handwerksgruppe tätig zu sein. Ge-
meinderat Andreas Roth bietet sich als Stellvertreter an.  
 
Die Stellvertretung des Ersten Bürgermeisters soll die zweite Bürgermeisterin Rebecca 
Paintner übernehmen. 
 

Beschluss: 

Für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasserversorgung Handwerksgruppe 
werden Stefan Wiggenhauser als weiterer Verbandsrat und Andreas Roth als seine Stellver-
tretung benannt. Die Stellvertretung für den Ersten Bürgermeister übernimmt die zweite Bür-
germeisterin Rebecca Paintner. 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 
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TOP 8.3   
Zweckverband Regionalwerk Allgäu 

hier: Benennung Verbandsrat und Stellvertreter für die Verbands- 

         bandsversammlung 

AZ: 024 

 

Die Gemeinde Hergatz ist Mitglied im Zweckverband Regionalwerk Allgäu (Stromnetze). 
Laut § 7 der Satzung des Zweckverbandes „Regionalwerk Strom“ ist der Ersten Bürgermeis-
ter kraft Amtes Verbandsrat in der Verbandsversammlung. Die weitere Anzahl der zu ent-
sendenden Verbandsräte richtet sich am prozentualen Anteil der Mitgliedsgemeinde an dem 
zu verwaltenden Geschäftsanteil der zu gründenden Netzgesellschaft. Deshalb benötigt die 
Gemeinde Hergatz mit der Beteiligung ab 10 Prozent einen weiteren Verbandsrat. Für jeden 
Verbandsrat ist zudem ein Stellvertreter zu bestellen. Die weiteren Mitglieder sind aus der 
Mitte des Gemeinderates festzulegen. Für jedes Mitglied ist ein/e Stellvertreter/in zu benen-
nen. 
 
Gemeinderat Roth, der bisher für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Regio-
nalwerk Allgäu“ als Verbandsrat tätig war, erklärt sich bereit, das Amt weiterzuführen. Ge-
meinderat Zodel stellt sich als Stellvertreter zur Verfügung. Die Stellvertretung des Ersten 
Bürgermeisters soll die zweite Bürgermeisterin Rebecca Paintner übernehmen. 
 

Beschluss: 

Für den Zweckverband Regionalwerk Allgäu werden Andreas Roth als weiterer Verbandsrat 
und Wolfgang Zodel als seine Stellvertretung benannt. Die Stellvertretung für den Ersten 
Bürgermeister übernimmt die zweite Bürgermeisterin Rebecca Paintner. 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 9   
Sonstiges / Anträge AZ: 0241 

 

Anfragen aus dem Gemeinderat 
 
Gemeinderätin Kirchmann spricht die bevorstehenden Termine des Gremiums an zum 
Abgleich und zur Information an die neuen Mitglieder im Gemeinderat. 
 
Sitzungstermine: 
Montag, 08.06.2026, Montag, 06.07.2026, Montag, 03.08.2026, Montag, 14.09.2026, 
Montag, 05.10.2026, Montag, 02.11.2026, Montag, 07.12.2026, Montag, 11.01.2027 
 
Klausurtagung: Freitag/Samstag, 09./10.10.2026.  
 

Ende des öffentlichen Sitzungsteils um 21:30 Uhr. 

 

 

 

 

Der Vorsitzende Schriftführerin 

Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab Andrea Steffey 

 


